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Schriftlicher Bericht 

des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über die Sammlung des Bundesrechts 

— Drucksache 278 — 


A. Bericht des Abgeordneten Hoogen 


i. 

Aufgabe der Sammlung des Bundesrechts ist es r 
die seit langem verlorengegangene Übersicht über 
den noch fortgeltenden Rechtsbestand herzustellen. 
Die bisher allein chronologische Verkündung von 
Rechtsvorschriften kann über den jeweils gültigen 
Rechtsbestand keine unmittelbare Auskunft geben. 
Es fehlt eine nach Sachgebieten geordnete, lücken- 
lose, auch alle Nebengebiete umfassende Sammlung 
der Rechtsvorschriften in ihrer heute gültigen Fas- 
sung. Die Sammlung des Bundesrechts soll diese 
Lücke schließen. Sie soll mit der rechtlichen Garan- 
tie ausgestattet werden, daß die nicht in ihr ent- 
haltenen Rechtsvorschriften auf künftige Tatbe- 
stände nicht mehr anwendbar sind. 

Die Rechtsbereinigung soll dem Gesetzgeber die 
Möglichkeit geben, die neue Gesetzgebung an den 
vorhandenen, nunmehr im gesamten Wortlaut dar- 
gestellten Rechtszustand anzupassen und Änderun- 
gen und Aufhebungen eindeutig zu bestimmen. Sie 
dient ferner der Vereinfachung der öffentlichen 
Verwaltung. 

Für die Bereinigung sind zwei Gesetze vorge- 
sehen. Das vorliegende erste Gesetz soll den Um- 
fang der Bearbeitung abgrenzen, die Grundsätze 
der Bereinigung bestimmen und die in § 3 vorge- 
sehene Ausschlußwirkung festlegen, die der berei- 
nigten Sammlung nach deren Abschluß zuerkannt 
werden soll. Die Rechtswirkung der Sammlung muß 
schon jetzt bestimmt werden, weil sich nach ihrem 
Inhalt die Art der Bearbeitung richtet Ein nach 
Vorliegen der ganzen Sammlung einzubringendes 
zweites Gesetz soll den Abschluß der Sammlung 
feststellen (Abschlußgesetz). 


II. 

Der Ausschuß hat sich nach eingehender Beratung 
im wesentlichen den Vorschlägen der Bundesregie- 
rung angeschlossen. Im einzelnen hat der Ausschuß 
folgendes beschlossen: 

Zu § 1 

§ 1 bestimmt den Begriff und Umfang der Be- 
reinigung. In der Begriffsbestimmung des Ab- 
satzes 1 ist zu dem Hauptwort „ Bundesrecht " das 
Beiwort „geltende" gestrichen worden, um nicht 
den Eindruck zu erwecken, daß alle in die Samm- 
lung aufgenommenen Vorschriften unbedingt gültig 
sind. Es ist nämlich notwendig, auch Vorschriften 
aufzunehmen, deren Geltung zweifelhaft ist. Die 
Wirkung der Sammlung kann nur dahingehend be- 
stimmt werden, daß nicht aufgenommene Vorschrif- 
ten ihre Gültigkeit verlieren, aufgenommene jedoch, 
wenn sie ungültig sein sollten, nicht gültig werden 
(vgl. § 3 Abs. 4). 

In Absatz 2 ist die Bereinigung auf den Inhalt der 
Hauptverkündungsblätter beschränkt, um die Samm- 
lung von unbedeutenden Vorschriften freizuhalten. 
Eine noch durchzuführende Bereinigung des Inhalts 
der Nebenverkündungsblätter wird durch dieses 
Gesetz nicht berührt. Der Rechts ausschuß hat es für 
richtig gehalten, von der im Absatz 2 unter Nr. 6 
vorgesehenen Aufzählung der Verkündungsblätter 
der Länder abzusehen und dafür anstelle der Nr. 6 
und des Satzes 2 folgende Formulierung zu wäh- 
len: „Zu bereinigen ist auch das in den Ländern 
vor dem 7. September 1949 gesetzte Recht, soweit 
es Bundesrecht geworden ist." Von dem Grundsatz 
der Beschränkung auf die Hauptverkündungsblätter 
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kann hier abgewichen werden, weil die Länder sich 
bereit erklärt haben, die Rechtsvorschriften der Ne- 
benverkündungsblätter mitzuteilen, die über Ar- 
tikel 123 bis 125 GG Bundesrecht geworden sind. 
Es handelt sich in erster Linie um das in den Län- 
dern in der Zeit vom 9. Mai 1945 bis 6. September 
1949 verkündete Recht. Aber auch der unwahr- 
scheinliche Fall, daß in Verkündungsblättern der 
Länder vor dem 9. Mai 1945 Rechtsvorschriften ent- 
halten sind, die als Bundesrecht weitergelten, ist 
hierin eingeschlossen. Die Ausschlußwirkung der 
Sammlung hat für den Fall, daß Bundesrecht ge- 
wordene Vorschriften aus Länderverkündungsblät- 
tern versehentlich nicht mitgeteilt werden, konsti- 
tutive Bedeutung: die nicht aufgenommenen Vor- 
schriften verlieren also ihre Geltung. Nach dem 
Eintritt der Ausschlußwirkung der Sammlung kann 
dann nicht mehr auf Bundesrecht verwiesen wer- 
den, das in Länderverkündungsblättern enthalten 
ist. 

Absatz 3 enthält eine sachliche Einschränkung 
der Bereinigung. Es werden Vorschriftengruppen 
von der Bereinigung — damit auch von der Aus- 
schlußwirkung der Sammlung — ausgenommen, die 
entweder einen eng begrenzten Personenkreis be- 
treffen oder eine nur beschränkte Anwendungs- 
dauer haben oder einem häufigen Wechsel unter- 
worfen sind. Die Vorschriftengruppe ist erweitert 
worden um Staatsverträge und Abkommen ein- 
schließlich der zu ihrer Inkraftsetzung ergangenen 
Vorschriften. Der Regierungsentwurf hatte vorge- 
sehen, diese Vorschriften lediglich von der Aus- 
schlußwirkung auszunehmen, da wegen der ver- 
traglichen Natur eine Bestimmung, daß die nicht 
auf genommenen Vorschriften nicht gültig sind, nicht 
hätte ausgesprochen werden können. Der Ausschuß 
hält es für zweckmäßiger, die Staatsverträge über- 
haupt von der Sammlung auszunehmen. 

Anstelle der allgemein gehaltenen Nr. 5 des Re- 
gierungsentwurfs wird die präzisere, kasuistische 
Regelung vorgeschlagen: „Rechtsvorschriften oder 
Teile von solchen, die lediglich die Errichtung, Zu- 
ständigkeit, Gliederung und Aufhebung von öffent- 
lich-rechtlichen Körperschaften, Anstalten und Stif- 
tungen sowie die Gebietseinteilung regeln". Damit 
sind alle von der Bereinigung ausgenommenen 
Vorschriftengruppen einwandfrei abgrenzbar. Im 
§ 2 Abs. 2 ist in diesem Zusammenhang eine wei- 
tere Nr. 6 eingefügt. Sie besagt, daß Vorschriften, 
wenn und soweit sie vollzogen sind, nicht in die 
Sammlung auf genommen zu werden brauchen, z. B. 
wenn die eine Änderung oder Aufhebung anord- 
nende Vorschrift, deren Gültigkeit fortwirkt, im 
Text der Sammlung berücksichtigt ist. 

Zu § 2 

§ 2 beschreibt die Methode der Bereinigung. Die 
in Absatz 1 erwähnte Zusammenarbeit mit den 
Ländern besteht bereits. Sie dient vor allem der Er- 
fassung des in den Ländern erlassenen, als Bundes- 
recht fortgeltenden Rechts. 

Bei dem Katalog der nicht aufzunehmenden Vor- 
schriften ist unter Nr. 3 des Regierungsentwurfs das 
Wort „neugefaßt" herausgenommen worden, da 


Neufassungen auf Grund einer Ermächtigung keine 
neuen Rechtsquellen sind. Die Bereinigung kann 
jedoch, wie sich aus Absatz 3 ergibt, eine Neufas- 
sung auf Grund einer Regierungsermächtigung als 
Grundlage für die Bereinigung ansehen und ist nicht 
verpflichtet, das Zustandekommen solcher Neufas- 
sungen auf Fehler zu überprüfen. Um aber klarzu- 
stellen, daß die der Neufassung zugrunde liegenden 
Rechtsquellen von der Ausschlußwirkung der 
Sammlung nicht erfaßt werden, und damit die Mög- 
lichkeit zu haben, evtl. Unstimmigkeiten übernom- 
mener Neufassungen zu berichtigen, ist der Halb- 
satz angefügt worden: „mit der Neufassung gelten 
die ihr zugrunde liegenden Rechtsvorschriften als in 
die Sammlung aufgenommen". 

Zu § 3 

§ 3 behandelt die Wirkung der Sammlung. Wie 
zu § 1 Abs. 1 bereits ausgeführt, hat die Sammlung 
keine positive Rechtswirkung. Es treten jedoch 
die nicht in die Sammlung aufgenommenen Vor- 
schriften von einem durch das Abschlußgesetz zu 
bestimmenden Tage an außer Kraft. Die Ausschuß- 
fassung sieht im Gegensatz zum Regierungsentwurf 
davon ab, nähere Bestimmungen über den Tag des 
Eintritts der Wirkung bereits jetzt zu treffen. Daher 
wird auch § 3 Abs. 5 entbehrlich. 

Die Änderung in § 3 Abs. 3 dient einer ge- 
naueren Bestimmung der intertemporalen Anwend- 
barkeit nicht auf genommener Vorschriften. 

Absatz 4 stellt ausdrücklich klar, daß die Samm- 
lung keine positive Rechtswirkung haben wird und 
daß vor allem auch landes rechtliche Vorschriften 
durch die Aufnahme in die Sammlung ihren landes- 
rechtlichen Charakter nicht verlieren. Sie trägt der 
Tatsache Rechnung, daß vielfach die Frage, ob eine 
Vorschrift Landesrecht oder Bundesrecht ist, nicht 
eindeutig geklärt werden kann und daß häufig 
Vorschriften bundes- und landesrechtlichen Inhalt 
haben und bei Wiedergabe nur der bundesrecht- 
lichen Teile nicht mehr verständlich wären. 

Zu § 4 

Als Ausnahme von der Ausschlußwirkung bleiben 
in Abweichung von der Regierungsvorlage nur 
Übergangsbestimmungen und Bestimmungen über 
die Geltung oder Nichtgeltung von Vorschriften im 
Lande Berlin oder im Saarland erhalten. Die Staats- 
verträge und Abkommen sind von der Bereinigung 
ausgenommen und brauchen daher nicht mehr im 
§ 4 erwähnt zu werden. Ebenso war der Hinweis 
entbehrlich, daß die sonst im § 1 Abs. 3 von der 
Bereinigung ausgenommenen Arten von Vorschrif- 
ten von der Aus Schluß Wirkung unberührt bleiben. 
Übergangsbestimmungen sollen, wenn sie noch we- 
sentliche Bedeutung haben, in die Sammlung auf- 
genommen, im übrigen weggelassen werden. Da 
nicht immer übersehen werden kann, ob Über- 
gangsbestimmungen noch Bedeutung haben, wer- 
den vorsorglich alle Übergangsbestimmungen von 
der Ausschlußwirkung ausgenommen. Bestimmun- 
gen über die Geltung im Lande Berlin oder im 
Saarland sind häufig der einzige, bei der Bereini- 
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gung noch übrigbleibende Inhalt von Änderungs- 
vorschriften, die in andere Vorschriften eingearbei- 
tet sind. Sie werden von der Ausschlußwirkung aus- 
genommen, um zu vermeiden, daß sie nur wegen 
der Berlin- und Saar-Klausel nach besonders in die 
Sammlung aufgenommen werden müssen. 

Zu § 5 

Der Ausschuß hat sich eingehend mit der Frage 
befaßt, ob bereits in diesem Gesetz der Bundes- 
minister der Justiz ermächtigt werden soll, die 
Sammlung auch nach dem Abschlußtag durch Über- 
sichten über die späteren Änderungen oder durch 
Bekanntmachung des geltenden Wortlautes von 
Vorschriften zu ergänzen. Er ist der Auffassung, 
daß die einmal hergestellte Ordnung im Verkün- 
dungswesen laufend aufrechterhalten werden soll. 
Die Bundesgesetzgebung ist in steter Entwicklung 
begriffen. Die Sammlung würde schon bald nach 
ihrem Erscheinen wieder veralten, wenn sie nicht 


laufend sachgebietsweise ergänzt würde. Eine Er- 
gänzung durch einen Fundstellennachweis ist, wie 
die Erfahrung gezeigt hat, nicht ausreichend, um 
den Überblick zu erhalten und um festzustellen, ob 
und in welcher Fassung eine Bestimmung gilt. Nur 
eine lesbare, also im Text vorliegende Darstellung 
der Sachgebiete gewährleistet die Erhaltung der 
zuverlässigen Kenntnis des geltenden Rechts. Der 
Ausschuß hat daher beschlossen, diese Vorschrift 
des Regierungsentwurfs aufzunehmen. Der Auf- 
wand, die Sammlung auf dem laufenden zu erhal- 
ten, ist im Verhältnis zu dem Aufwand für eine 
sonst bald wieder notwendig werdende erneute Be- 
reinigung denkbar gering. Der Ausschuß schlägt da- 
her vor, die Weiterführung der Sammlung in Sach- 
gebieten schon jetzt gesetzlich sicherzustellen. 

Zu § 6 

Die übliche Berlin-Klausel ist auf Antrag des 
Bundesrates eingefügt. 


Bonn, den 16. Mai 1958 


Hoogen 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 278 — in der aus 
der nachstehenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 14. Mai 1958 

Der Rechtsausschuß 
Hoogen 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Sammlung des Bundesrechts 
- Drucksache 278 - 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes über die Sammlung 
des Bundesrechts 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


§ 1 

(1) Das geltende Bundesrecht ist festzustellen und 
sachgebietsweise in einem besonderen Teil des 
Bundesgesetzblatts (Teil III) zu veröffentlichen 
(Bereinigung). 

(2) Der Bereinigung unterliegen folgende Verkün- 
dungsblätter: 

1. das Bundes-Gesetzblatt des Norddeut- 
schen Bundes und des Deutschen Bundes, 

2. das Reichsgesetzblatt, 

3. das Gesetzblatt der Verwaltung des Ver- 
einigten Wirtschaftsgebietes, 

4. das Bundesgesetzblatt, 

5. das Verordnungsblatt für die britische 
Zone, 

6. die Gesetz- und Verordnungsblätter der 
Länder Baden, Bayern, Bremen, Hamburg, 
Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-West- 
falen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, 
Württemberg-Baden, Württemberg-Hohen - 
z ollern. 

Von den unter Nummer 6 genannten Verkündungs- 
blättern werden nur die nach dem 8. Mai 1945 und 
vor dem 7. September 1949 verkündeten Vorschrif- 
ten von der Bereinigung erfaßt. 

(3) Von der Bereinigung sind ausgenommen 


1. Satzungen öffentlich-rechtlicher Körper- 
schaften und Anstalten, 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes über die Sammlung 
des Bundesrechts 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


§ 1 

(1) Das Bundesrecht ist festzustellen und nach 
Sachgebieten geordnet in einem besonderen Teil 
des Bundesgesetzblatts (Teil III) zu veröffentlichen 
(Bereinigung). 

(2) Der Bereinigung unterliegen folgende Verkün- 
dungsblätter: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. entfällt 


Zu bereinigen ist auch das in den Ländern vor dem 
7. September 1949 gesetzte Recht, soweit es Bundes- 
recht geworden ist. 

(3) Von der Bereinigung sind ausgenommen 

01. Staatsverträge und Abkommen einschließlich 
der zu ihrer Inkraftsetzung ergangenen Vor- 
schriften, 

1. Satzungen öffentlich-rechtlicher Körperschaf- 
ten, Anstalten und Stiftungen, 
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2. Vorschriften über den Bundeshaushalt und 
über die Bereitstellung von sonstigen Mit- 
teln 

3. Zoll- und Verkehrstarife, Post- und Fern- 
meldegebühren, 

4. Verordnungen der Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektionen, 

5. Vorschriften oder Teile von Vorschriften , 
die mit ihrem Inkrafttreten oder ihrer 
Durchführung erschöpft sind. 


§ 2 

(1) Der Bundesminister der Justiz bereitet die 
Sammlung des Bundesrechts vor. 

(2) Nicht aufzunehmen sind Vorschriften oder 
Teile von Vorschriften, wenn und soweit sie 

1. aufgehoben sind, 

2. ausdrücklich oder gegenständlich befristet 
sind und wenn diese Frist abgelaufen ist, 

3. neugefaßt oder durch Neuregelung ersetzt 
sind, 

4. von einer nicht mehr geltenden Vorschrift 
abhängig sind, 

5. einen überholten Tatbestand oder ein 
überholtes Rechtsverhältnis voraussetzen. 


(3) Änderungen, Ergänzungen und Teilaufhebun- 
gen sind in den Text einzuarbeiten und durch Be- 
zeichnung ihrer Verkündungsstellen kenntlich zu 
machen. Neufassungen ganzer Vorschriften sind 
auch dann die alleinige Grundlage für die Bereini- 
gung, wenn sie lediglich auf Grund einer Ermächti- 
gung bekanntgemacht worden sind. 


(4) Überschriften können vereinfacht, Einleitungs- 
und Schlußformeln sowie Unterschriften weggelas- 
sen werden, soweit hierdurch nicht die Bezeichnung 
der gesetzlichen Grundlage betroffen wird. 

(5) Die Rechtsvorschriften der einzelnen Sachge- 
biete sind in bereinigter Form schon vor Abschluß 
der Gesamtbereinigung laufend zu veröffentlichen. 

§ 3 

(1) Der Abschluß der Bereinigung und der Tag, 
bis zu dem die Vorschriften erfaßt sind (Abschluß- 
tag), werden durch Gesetz festgestellt. Am 1. Januar 
des zweiten Jahres nach dem Inkrafttreten des Ab- 
schlußgesetzes treten die nicht in die Sammlung auf- 
genommenen Rechtsvorschriften (oder Teile von 
Rechtsvorschriften), die in den in § 1 aufgeführten 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

2. Gesetze über den Haushaltsplan und die 
Feststellung des Wirtschaftsplans des ERP- 
Sondervermögens, 

3. unverändert 

4. Rechtsvorschriften der Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektionen, 

5. Rechtsvorschriften oder Teile von solchen, die 
lediglich die Errichtung, Zuständigkeit, Glie- 
derung und Aufhebung von Behörden und von 
öffentlich-rechtlichen Körperschaften, An- 
stalten und Stiftungen sowie die Gebietsein- 
teilung regeln. 

§ 2 

(1) Der Bundesminister der Justiz bereitet die 
Sammlung des Bundesrechts in Zusammenarbeit 
mit den Ländern vor. 

(2) Nicht aufzunehmen sind Vorschriften oder 
Teile von Vorschriften, wenn und soweit sie 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. durch Neuregelung ersetzt sind, 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. vollzogen sind. 

(3) Änderungen, Ergänzungen und Teilaufhebun- 
gen sind in den Text einzuarbeiten und durch Be- 
zeichnung ihrer Verkündungsstellen kenntlich zu 
machen. Neufassungen ganzer Vorschriften sind 
auch dann die alleinige Grundlage für die Bereini- 
gung, wenn sie lediglich auf Grund einer Ermächti- 
gung bekanntgemacht worden sind; mit der Neu- 
fassung gelten die ihr zugrunde liegenden Rechts- 
vorschriften als in die Sammlung aufgenommen. 

(4) unverändert 


(5) Die Rechtsvorschriften der einzelnen Sachge- 
biete können in bereinigter Form schon vor Erlaß 
des Abschlußgesetzes laufend veröffentlicht werden. 

§ 3 

(1) Der Tag, bis zu dem die Rechtsvorschriften 
erfaßt sind (Abschlußtag), wird durch das Abschluß- 
gesetz bestimmt. Die nicht in die Sammlung auf- 
genommenen Rechtsvorschriften treten an einem 
durch das Abschlußgesetz zu bestimmenden Tag 
außer Kraft (Ausschluß Wirkung). 
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Verkündungsblättern veröffentlicht sind , außer 
Kraft, soweit sie ihre Geltung nicht schon früher 
verloren haben (Ausschluß Wirkung), 

(2) Die Aufnahme von Vorschriften oder von An- 
lagen kann dadurch ersetzt werden, daß lediglich 
Überschrift, Datum und Fundstelle, gegebenenfalls 
unter Bezeichnung der noch als gültig angesehenen 
Teile, im Text der Sammlung veröffentlicht werden. 

(3) Nicht aufgenommene Vorschriften bleiben 
auch für die Zukunft auf Rechtsverhältnisse und 
Tatbestände anwendbar, die zur Zeit der Geltung 
der Vorschriften ganz oder zum Teil entstanden 
sind. 

(4) Durch Aufnahme in die Sammlung werden un- 
gültige Vorschriften nicht gültig, landesrechtliche 
Vorschriften nicht Bundesrecht. 

(5) Bis zum Beginn der Ausschlußwirkung kann 
der Bundesminister der Justiz ausgeschiedene Vor- 
schriften oder Teile von Vorschriften auf nehmen. 
Er hat Vorschriften oder Teile von Vorschriften auf- 
zunehmen , wenn der Bundestag , der Bundesrat oder 
ein Bundesminister die Aufnahme mit der Begrün- 
dung verlangt, daß die Vorschriften oder Teile von 
ihnen noch geltendes Recht seien. 

§ 4 

Von der Ausschlußwirkung bleiben unberührt 

1. Staatsverträge und Abkommen einschließlich 
der zu ihrer Inkraftsetzung erlassenen Gesetze, 

2. Übergangsbestimmungen und Bestimmungen, 
die zwar durch neue, jedoch erst in einem spä- 
teren Zeitpunkt in Kraft tretende Vorschriften 
ersetzt werden, 

3. die in § 1 Abs. 3 bezeichneten Arten von Vor- 
schriften, 

4. Bestimmungen über die Geltung oder Nicht- 
geltung von Vorschriften im Land Berlin oder 
im Saarland. 


§ 5 

Der Bundesminister der Justiz kann die Samm- 
lung nach dem Abschlußtag durch Übersichten über 
die späteren Änderungen oder durch Bekannt- 
machung des geltenden Wortlautes von Vorschrif- 
ten ergänzen. Auf solche Ergänzungen findet § 3 
keine Anwendung. 


§ 6 


Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


(2) unverändert 


(3) Nicht aufgenommene Rechtsvorschriften blei- 
ben auch für die Zukunft auf Rechtsverhältnisse 
und Tatbestände anwendbar, die während der Gel- 
tung der Vorschriften ganz oder zum Teil bestanden 
haben oder entstanden sind. 

(4) unverändert 


(5) entfällt 


§ 4 

Von der Ausschluß Wirkung bleiben unberührt 

1. entfällt 

2. Übergangsbestimmungen, 


3. entfällt 

4. unverändert 


§ 5 

unverändert 


§ 6 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. 

(2) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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